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Bestrafung von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Personen einschließ-
lich Diplomaten

5 8 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zu den Genfer Abkommen über den Schutz
der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (Protokoll I) und des Zusatzpro-
tokolls zu den Genfer Abkommen über den Schutz der Opfer nicht internationa-
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580. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
17. November 1987 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über die Verhü-
tung, Verfolgung und Bestrafung von Strafta-
ten gegen völkerrechtlich geschützte Personen

einschließlich Diplomaten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Beitrittsurkunden zum Übereinkommen
über die Verhütung, Verfolgung und Bestrafung
von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte
Personen einschließlich Diplomaten (BGBl.
Nr. 488/1977, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 171/1986) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Ägypten 25. Juni 1986
Bahamas 22. Juli 1986
China 5. August 1987
Japan 8. Juni 1987
Demokratischer Jemen 9. Feber 1987

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Beitrittsurkunde folgende Vorbe-
halte erklärt:

CHINA

„In Übereinstimmung mit Art. 13 Abs. 2 erklärt
China einen Vorbehalt in bezug auf Art. 13 Abs. 1
des Übereinkommens und erachtet sich durch die

Bestimmungen des genannten Absatzes als nicht
gebunden."

DEMOKRATISCHER JEMEN

„Durch den Beitritt zu diesem Übereinkommen
erachtet sich der Demokratische Jemen durch
Art. 13 Abs. 1 des Übereinkommens als nicht
gebunden, demzufolge Streitigkeiten zwischen
Vertragsstaaten über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Übereinkommens auf Verlangen einer
jeden der Streitparteien dem Internationalen
Gerichtshof unterbreitet werden können. Er
erklärt, daß in jedem einzelnen Fall die ausdrückli-
che Zustimmung aller Streitparteien für die Zustän-
digkeit des Internationalen Gerichtshofes in bezug
auf Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen-
dung des Übereinkommens erforderlich ist."

Vranitzky

5 8 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
24. November 1987 betreffend den Geltungs-
bereich des Zusatzprotokolls zu den Genfer
Abkommen vom 12. August 1949 über den
Schutz der Opfer internationaler bewaffneter
Konflikte (Protokoll I) und des Zusatzproto-
kolls zu den Genfer Abkommen vom
12. August 1949 über den Schutz der Opfer
nicht internationaler bewaffneter Konflikte

(Protokoll II)

Nach Mitteilungen des Schweizerischen Bundes-
rates haben folgende weitere Staaten ihre Ratifika-
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tions- bzw. Beitrittsurkunden zum Zusatzprotokoll
zu den Genfer Abkommen vom 12. August 1949
über den Schutz der Opfer internationaler bewaff-
neter Konflikte (Protokoll I) und zum Zusatzpro-
tokoll zu den Genfer Abkommen vom 12. August
1949 über den Schutz der Opfer nicht internationa-
ler bewaffneter Konflikte (Protokoll II) (BGBl.
Nr. 527/1982, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 581/1986) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der Rati-
fikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Antigua und Barbuda 6. Oktober 1986

Argentinien 26. November 1986

Bahrain 30. Oktober 1986

Guinea-Bissau 21. Oktober 1986

Island 10. April 1987
Niederlande (einschließ- 26. Juni 1987

lich Niederländische
Antillen und Aruba)

Philippinen (nur Proto- 11. Dezember 1986
koll II)

Sierra Leone 21. Oktober 1986

Folgende Staaten haben anläßlich der Hinterle-
gung ihrer Ratifikationsurkunde nachstehende
Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Argentinien:

„Die Republik Argentinien legt Artikel 43,
Absatz 1 und Artikel 44, Absatz 1 des Zusatzproto-
kolls zu den Genfer Abkommen vom 12. August
1949 über den Schutz der Opfer internationaler
bewaffneter Konflikte (Protokoll I) dahingehend
aus, daß:

a) der Begriff einer ständigen regulären Streit-
kraft eines souveränen Staates sowie

b) die begriffliche Unterscheidung zwischen
regulären Streitkräften, die als den Regierun-
gen souveräner Staaten unterstellte ständige
militärische Kräfte zu verstehen sind, und
den Widerstandsbewegungen, auf die sich
Artikel 4 des Dritten Genfer Abkommens von
1949 bezieht,

durch diese Bestimmungen nicht außer Kraft
gesetzt werden.

In bezug auf Artikel 44, Absätze 2, 3 und 4 des
gegenständlichen Protokolls ist die Republik
Argentinien der Auffassung, daß diese Bestimmun-
gen nicht dahingehend ausgelegt werden können,
daß sie:

a) zu irgendeiner Art der Straffreiheit für jene
autorisieren, die die Regeln des in bewaffne-
ten Konflikten anwendbaren Völkerrechts

verletzen, wodurch sie der Anwendung der
für den entsprechenden Fall geltenden Straf-
bestimmungen entzogen würden;

b) besonders jene begünstigen, die Regeln ver-
letzen, deren Ziel die Unterscheidung zwi-
schen Kombattanten und der Zivilbevölke-
rung ist;

c) zu einer weniger strengen Einhaltung des
Grundprinzips der völkerrechtlichen Bestim-
mungen über Krieg ermächtigen, wonach mit
dem vorrangigen Ziel, die Zivilbevölkerung
zu schützen, zwischen dieser und Kombat-
tanten streng unterschieden werden muß.

In bezug auf Artikel 1 des Zusatzprotokolls zu
den Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über
den Schutz der Opfer nicht internationaler bewaff-
neter Konflikte (Protokoll II) ist die Republik
Argentinien der Auffassung, daß, betrachtet man
diese Bestimmungen in ihrem Gesamtkontext, die
Bezeichnung „organisierte bewaffnete Gruppen",
auf die sich Artikel 1 des genannten Protokolls
bezieht, nicht mit der in Artikel 43 des Protokolls I
gegebenen Definition des Begriffes „Streitkräfte"
gleichgesetzt werden darf, auch wenn die in besag-
tem Artikel 43 festgesetzten Bedingungen auf diese
Gruppen zutreffen."

Island:

„Gemäß Art. 90 des Protokolls I anerkennt
Island gegenüber jeder anderen Hohen Vertrags-
partei, welche dieselbe Verpflichtung übernimmt,
die Zuständigkeit der Internationalen Ermittlungs-
kommission zur Untersuchung der Behauptungen
einer solchen anderen Partei, wie in dem vorer-
wähnten Artikel vorgesehen, von Rechts wegen
und ohne besondere Übereinkunft."

Niederlande:

„Ich beehre mich, namens meiner Regierung fol-
gendes zu erklären:

1. In bezug auf Protokoll I als ganzes:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß die durch Proto-
koll I eingeführten Bestimmungen über den
Waffengebrauch ausschließlich für konventio-
nelle Waffen gelten sollten und daher gelten,
unbeschadet allfälliger anderer, für andere
Arten von Waffen geltenden Bestimmungen
des Völkerrechts;

2. In bezug auf Artikel 41 Absatz 3, Artikel 56
Absatz 2, Artikel 57 Absatz 2, Artikel 58, Arti-
kel 78 Absatz 1 und Artikel 86 Absatz 2 des
Protokolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß das Wort "feasi-
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ble" das bedeutet, was unter Berücksichtigung
aller zum betreffenden Zeitpunkt gegebenen
Umstände, einschließlich humanitärer und
militärischer Erwägungen, durchführbar oder
praktisch möglich ist;

3. In bezug auf Artikel 44 Absatz 3 des Proto-
kolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß die Worte "enga-
ged in military deployment" (während eines
militärischen Aufmarsches) bedeuten: „jede
Bewegung auf einen Ort zu, von dem aus ein
Angriff geführt werden kann";

4. In bezug auf Artikel 47 des Protokolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß Artikel 47 die
Anwendung der Artikel 45 und 75 des Proto-
kolls I auf Söldner, wie sie im genannten Arti-
kel definiert werden, in keiner Weise präjudi-
ziert;

5. In bezug auf Artikel 51 Absatz 5 und Arti-
kel 57 Absatz 2 und 3 des Protokolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß sich der Begriff des
militärischen Vorteils auf den Vorteil bezieht,
den man sich von dem Angriff als ganzem
und nicht nur von isolierten oder besonderen
Bestandteilen des Angriffs erhofft;

6. In bezug auf die Artikel 51 bis einschließlich
58 des Protokolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß militärische Kom-
mandanten und andere für die Planung, den
Beschluß oder die Durchführung von Angrif-
fen Verantwortliche zu ihren Entscheidungen
notwendigerweise auf Grund ihrer Beurtei-
lung der ihnen zum betreffenden Zeitpunkt
zur Verfügung stehenden Informationen aus
allen Informationsquellen gelangen müssen;

7. In bezug auf Artikel 52 Absatz 2 des Proto-
kolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß auch eine
bestimmte Landfläche ein militärisches Ziel
sein kann, wenn infolge ihrer Lage oder son-
stiger in Absatz 2 angeführten Gründe ihre

gänzliche oder teilweise Zerstörung, Inbesitz-
nahme oder Neutralisierung unter den zum
betreffenden Zeitpunkt gegebenen Umstän-
den einen eindeutigen militärischen Vorteil
darstellt;

8. In bezug auf Artikel 53 des Protokolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande geht davon aus, daß falls und solange
die durch diesen Artikel geschützten Kultur-
güter und Kultstätten in Verletzung von lit. b
zur Unterstützung des militärischen Einsatzes
verwendet werden, sie dadurch des genannten
Schutzes verlustig gehen;

9. Gemäß Artikel 90 Absatz 2 des Protokolls I:

Die Regierung des Königreichs der Nieder-
lande anerkennt gegenüber jeder anderen
Hohen Vertragspartei, welche dieselbe Ver-
pflichtung übernimmt, die Zuständigkeit der
Internationalen Ermittlungskommission zur
Untersuchung der Behauptungen einer sol-
chen anderen Partei, wie in diesem Artikel
vorgesehen, von Rechts wegen und ohne
besondere Übereinkunft."

Belgien hat am 27. März 1987 nachstehende
Erklärung abgegeben:

„Das Königreich Belgien erklärt, die Zuständig-
keit der Internationalen Ermittlungskommission
zur Untersuchung der Behauptung einer Hohen
Vertragspartei betreffend schwere Verletzungen
oder andere erhebliche Verstöße gegen die Genfer
Abkommen vom 12. August 1949 oder das Zusatz-
protokoll zu diesen Abkommen über den Schutz
der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte
(Protokoll I) unter der Voraussetzung der
Anwendbarkeit des Art. 90 dieses Protokolls, anzu-
erkennen."

Finnland hat den anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde zu Protokoll I erklärten Vor-
behalt „Im Hinblick auf Art. 75 Abs. 4 lit. i äußert
Finnland dahingehend einen Vorbehalt, daß nach
finnischem Recht ein Urteil geheim verkündet wer-
den kann, wenn seine Veröffentlichung einen Ver-
stoß gegen die Sitten oder eine Gefährdung der
nationalen Sicherheit darstellen könnte" am
16. Feber 1987 zurückgezogen.

Vranitzky
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582.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Präambel und Anhang wird genehmigt.

Übereinkommen betreffend Weizenhandel 1986 samt Präambel und Anhang

(Übersetzung)

INTERNATIONALES WEI-
ZENÜBEREINKOMMEN

1986

PRÄAMBEL

DIE SIGNATARE DIESES
ÜBEREINKOMMENS

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizenüber-
einkommen 1949 aus aufeinan-
derfolgenden Anlässen revidiert,
erneuert oder verlängert wurde,
was zum Abschluß des Internatio-
nalen Weizenübereinkommens
1971 führte,

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Bestimmungen des durch Pro-
tokoll *) verlängerten Internatio-
nalen Weizenübereinkommens
1971, bestehend aus dem Über-
einkommen betreffend Weizen-
handel 1971 **) einerseits, und
dem Übereinkommen betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1980 ***)
andererseits, am 30. Juni 1986
ablaufen werden und es wün-
schenswert ist, ein Übereinkom-
men für einen neuen Zeitraum
abzuschließen,

SIND ÜBEREINGEKOM-
MEN, daß das Internationale
Weizenübereinkommen 1971 auf
den neuesten Stand gebracht und
neu bezeichnet wird als Interna-
tionales Weizenübereinkommen
1986, welches zwei getrennte
Rechtsinstrumente enthält,

a) das Übereinkommen betref-
fend Weizenhandel 1986
und

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 228/1984

**) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 341/1972

***) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 421/1980
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b) das Übereinkommen betref-
fend Nahrungsmittelhilfe
1986,

und daß jedes dieser beiden
Übereinkommen, oder gegebe-
nenfalls eines davon, den beteilig-
ten Regierungen zur Unterzeich-
nung und Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung, nach Maß-
gabe ihrer verfassungsmäßigen
oder institutionellen Verfahrens-
vorschriften vorzulegen ist.

ÜBEREINKOMMEN
BETREFFEND

WEIZENHANDEL 1986

TEIL I — ALLGEMEINE
BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Z i e l s e t z u n g e n

Ziel dieses Übereinkommens
ist es,

a) die internationale Zusam-
menarbeit in allen Aspekten
des Handels mit Weizen
und anderem Getreide,
besonders insofern, als diese
sich auf die Stellung des
Weizens auswirken, zu för-
dern;

b) im Interesse aller Mitglie-
der, im besonderen der zu
den Entwicklungsländern
zählenden, die Ausweitung
des internationalen Handels
mit Getreide zu fördern
und einen möglichst freien
Handelsverkehr einschließ-
lich der Beseitigung von
Handelshemmnissen und
unfairen und diskriminie-
renden Praktiken zu
sichern;

c) im Interesse aller Mitglieder
soweit als möglich zur Sta-
bilität des internationalen
Getreidemarktes beizutra-
gen, die Sicherheit der
Welternährung zu erhöhen
und zur Entwicklung von
Ländern, deren Wirtschaft
stark von kommerziellen
Getreideverkäufen abhän-
gig ist, beizutragen;



3646 216. Stück — Ausgegeben am 9. Dezember 1987 — Nr. 582

d) ein Forum für den Aus-
tausch von Informationen
und die Diskussion von
Problemen der Mitglieder
betreffend den Handel mit
Getreide zu schaffen; und

e) einen geeigneten Rahmen
für die mögliche Verhand-
lung einer neuen internatio-
nalen Vereinbarung oder
eines Übereinkommens mit
wirtschaftlichen Bestim-
mungen zu schaffen.

Artikel 2

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

Im Sinne dieses Übereinkom-
mens bedeutet:

(1) a) „Rat" den vom Interna-
tionalen Weizenüberein-
kommen 1949 eingesetz-
ten und nach Artikel 9
beibehaltenen Internatio-
nalen Weizenrat;

b) i) „Mitglied" eine Ver-
tragspartei dieses
Übereinkommens;

ii) „Ausfuhr-Mitglied"
ein gemäß Artikel 12
als solches bezeich-
netes Mitglied;

iii) „Einfuhr-Mitglied"
ein gemäß Artikel 12
als solches bezeich-
netes Mitglied;

c) „Exekutiv-Komitee" das
gemäß Artikel 15 einge-
setzte Komitee;

d) „Unterkomitee für die
Marktlage" das gemäß
Artikel 16 eingesetzte
Unterkomitee;

e) „Getreide" oder „Getrei-
dearten" Weizen, Wei-
zenmehl, Roggen, Ger-
ste, Hafer, Mais, Hirse
und Sorghum sowie alle
anderen Getreidearten
und Produkte, die vom
Rat bezeichnet werden;
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f) i) „Kauf" einen Kauf
von Getreide zur
Einfuhr, oder, je
nach dem Zusam-
menhang, die
Menge des so
gekauften Getreides;

ii) „Verkauf" einen
Verkauf von
Getreide zur Aus-
fuhr, oder, je nach
dem Zusammen-
hang, die Menge des
so verkauften Ge-
treides;

iii) wo sich in diesem
Übereinkommen ein
Hinweis auf einen
Kauf oder Verkauf
befindet, bezieht
sich dieser nicht nur
auf zwischen den
beteiligten Regie-
rungen, sondern
auch zwischen priva-
ten Händlern und
zwischen einem pri-
vaten Händler und
der betreffenden
Regierung abge-
schlossene Käufe
und Verkäufe;

g) „außerordentliche Ab-
stimmung" eine Ab-
stimmung, die zumindest
zwei Drittel der von den
anwesenden und abstim-
menden Ausfuhr-Mit-
gliedern und zumindest
zwei Drittel der von den
anwesenden und abstim-
menden Einfuhr-Mitglie-
dern abgegebenen und
getrennt gezählten Stim-
men erfordert;

h) „Erntejahr" den Zeit-
raum vom 1. Juli bis
30. Juni;

i) „Arbeitstag" einen
Arbeitstag am Hauptsitz
des Rates.

(2) Jeder Hinweis in diesem
Übereinkommen auf eine „Regie-
rung" oder „Regierungen" ist
auch als Hinweis auf die Europäi-
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sche Wirtschaftsgemeinschaft (im
folgenden als EWG bezeichnet)
anzusehen. Dementsprechend ist
jeder Hinweis in diesem Überein-
kommen auf „Unterzeichnung"
oder die „Hinterlegung von Rati-
fikations-, Annahme- oder
Genehmigungsurkunden" oder
eine „Beitrittsurkunde" oder eine
„Erklärung über die provisorische
Anwendung" durch eine Regie-
rung im Falle der EWG auch als
Unterzeichnung oder Erklärung
der provisorischen Anwendung
im Namen der EWG durch deren
zuständige Behörde und die Hin-
terlegung der Urkunde die gemäß
den institutionellen Verfahrens-
vorschriften der EWG für den
Abschluß eines internationalen
Übereinkommens erforderliche
Hinterlegung anzusehen.

Artikel 3

I n f o r m a t i o n , B e r i c h t e
und S t u d i e n

(1) Um die Verwirklichung der
im Artikel 1 genannten Zielset-
zungen zu erleichtern, einen
umfassenderen Meinungsaus-
tausch bei Ratstagungen zu
ermöglichen und im allgemeinen
Interesse der Mitglieder einen
kontinuierlichen Informations-
fluß zu gewährleisten, werden
Vorkehrungen für regelmäßige
Berichterstattung und Informa-
tionsaustausch sowie gegebenen-
falls auch Sonderstudien über
Getreide getroffen, die sich in
erster Linie auf folgendes kon-
zentrieren :

a) Angebot, Nachfrage und
Marktlage;

b) Entwicklungen in der Poli-
tik einzelner Länder und
deren Auswirkungen auf
den internationalen Markt;

c) Entwicklungen hinsichtlich
der Verbesserung und Aus-
weitung des Handels, der
Verwendung, der Lagerung
und des Transportes, insbe-
sondere in Entwicklungs-
ländern.

(2) Um das Sammeln und die
Aufbereitung von Informationen
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für die im Absatz 1 dieses Artikels
erwähnten Berichte und Studien
zu verbessern, mehr Mitgliedern
die unmittelbare Beteiligung an
der Arbeit des Rates zu ermögli-
chen und die vom Rat im Verlauf
seiner Tagungen bereits gegebe-
nen Anweisungen zu ergänzen,
wird ein Unterkomitee für die
Marktlage mit den im Artikel 16
genannten Aufgaben eingesetzt.

Artikel 4

K o n s u l t a t i o n e n ü b e r
M a r k t e n t w i c k l u n g e n

(1) Gelangt das Unterkomitee
für die Marktlage im Zuge seiner
fortlaufenden Überprüfung des
Marktes gemäß Artikel 16 zu der
Auffassung, daß Entwicklungen
auf dem internationalen Getrei-
demarkt die Interessen der Mit-
glieder ernstlich zu beeinträchti-
gen drohen, oder macht der
Exekutiv-Direktor aus eigener
Initiative oder auf Ersuchen eines
Ratsmitgliedes das Unterkomitee
auf solche Entwicklungen auf-
merksam, so erstattet dieses dem
Exekutiv-Komitee umgehend
Bericht über den Sachverhalt.
Das Unterkomitee berücksichtigt
dabei besonders jene Umstände,
welche die Interessen der Mitglie-
der zu beeinträchtigen drohen.

(2) Das Exekutiv-Komitee tritt
innerhalb von zehn Arbeitstagen
zur Überprüfung solcher Ent-
wicklungen zusammen und
ersucht gegebenenfalls den Rats-
vorsitzenden um Einberufung
einer Ratstagung zur Prüfung der
Lage.

Artikel 5

K o m m e r z i e l l e K ä u f e
und S o n d e r g e s c h ä f t e

(1) Ein kommerzieller Kauf im
Sinne dieses Übereinkommens ist
ein gemäß Artikel 2 definierter
Kauf, der den im internationalen
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Handel üblichen Handelsprakti-
ken entspricht; die im Absatz 2
dieses Artikels erwähnten
Geschäfte fallen jedoch nicht dar-
unter.

(2) Ein Sondergeschäft im
Sinne dieses Übereinkommens ist
ein Geschäft, das von der Regie-
rung eines beteiligten Mitgliedes
auferlegte, nicht den üblichen
Handelspraktiken entsprechende
Merkmale aufweist. Zu den Son-
dergeschäften zählen folgende:

a) Verkäufe auf Kredit, bei
denen auf Grund staatlicher
Einflußnahme der Zinssatz,
die Zahlungsfrist oder
andere einschlägige Bedin-
gungen nicht den auf dem
Weltmarkt geltenden Zins-
sätzen, Zahlungsfristen
oder Bedingungen entspre-
chen;

b) Verkäufe, bei denen die
Regierung des Ausfuhr-
Mitgliedes die Mittel zum
Kauf von Getreide in Form
eines zweckgebundenen
Darlehens gewährt;

c) Verkäufe in der Währung
des Einfuhr-Mitgliedes, die
nicht in Währung oder
Waren zur Verwendung
durch das Ausfuhr-Mitglied
transferierbar oder konver-
tierbar ist;

d) Verkäufe auf Grund von
Handelsabkommen mit
besonderen Zahlungsverein-
barungen einschließlich
Verrechnungskonten zum
gegenseitigen Ausgleich von
Guthaben durch Warenaus-
tausch, es sei denn, das
betreffende Ausfuhr- und
Einfuhr-Mitglied vereinba-
ren, den Verkauf als kom-
merziell anzusehen;

e) Tauschgeschäfte:
i) die das Ergebnis von

Regierungsinterventio-
nen sind und bei denen
Getreide zu anderen als
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den üblichen Welt-
marktpreisen ausge-
tauscht wird, oder

ii) die im Rahmen eines
staatlichen Kaufpro-
gramms gefördert wer-
den, ausgenommen, der
Kauf von Getreide
ergibt sich aus einem
Tauschgeschäft, bei
dem das endgültige
Bestimmungsland im
ursprünglichen Tausch-
vertrag nicht genannt
war;

f) Eine Schenkung oder ein
Kauf von Getreide mittels
einer von einem Ausfuhr-
Mitglied für diesen beson-
deren Zweck gewährten
Subvention;

g) Sonstige vom Rat zu
bezeichnende Arten von
Geschäften, die von der
Regierung eines beteiligten
Mitgliedes auferlegte, nicht
den üblichen Handelsprak-
tiken entsprechende Merk-
male aufweisen.

(3) Jede vom Exekutiv-Direktor
oder einem Mitglied aufgewor-
fene Frage, ob ein Geschäft ein
kommerzieller Kauf nach
Absatz 1 oder ein Sondergeschäft
nach Absatz 2 dieses Artikels ist,
wird durch den Rat entschieden.

Artikel 6

R i c h t l i n i e n für V o r -
z u g s g e s c h ä f t e

(1) Die Mitglieder verpflichten
sich, bei der Durchführung von
Vorzugsgeschäften darauf zu
achten, daß schädigende Ein-
griffe in die normalen Strukturen
der Erzeugung und des interna-
tionalen kommerziellen Handels
vermieden werden.

(2) Zu diesem Zweck setzen
sowohl Liefer- als auch Empfän-
germitglieder geeignete Maßnah-
men, um sicherzustellen, daß
Vorzugsgeschäfte zusätzlich zu

369
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kommerziellen Verkäufen getä-
tigt werden, die in Ermangelung
solcher Geschäfte üblicherweise
zu erwarten wären und den Ver-
brauch oder die Lagerbestände
im Empfängerland erhöhen wür-
den. Für Länder, die FAO-Mit-
glieder sind, sollen diese Maß-
nahmen mit den Grundsätzen zur
Verwendung von Überschüssen
und den Richtlinien der FAO
sowie den beratenden Verpflich-
tungen für FAO-Mitglieder über-
einstimmen und können das
Erfordernis beinhalten, daß ein
bestimmter mit dem Empfänger-
land vereinbarter Anteil an kom-
merziellen Getreideeinfuhren auf
einer globalen Grundlage durch
dieses Land beibehalten wird. Bei
der Festsetzung oder Anpassung
dieses Anteils sollen der Umfang
der kommerziellen Einfuhren
während eines repräsentativen
Zeitraumes, jüngste Trends in
bezug auf Verwendung und Ein-
fuhren sowie die Wirtschaftslage
des Empfängerlandes einschließ-
lich seiner Zahlungsbilanzsitua-
tion voll berücksichtigt werden.

(3) Mitglieder, die sich an Aus-
fuhrgeschäften zu Vorzugsbedin-
gungen beteiligen, führen vor
dem Abschluß derartiger Verein-
barungen mit Empfängerländern
möglichst eingehende Konsulta-
tionen mit jenen Ausfuhr-Mitglie-
dern, deren kommerzielle Ver-
käufe durch solche Geschäfte
beeinträchtigt werden könnten.

(4) Das Sekretariat berichtet
dem Rat in regelmäßigen Abstän-
den über Entwicklungen bei Vor-
zugsgeschäften mit Getreide.

Artikel 7

M e l d u n g e n u n d A u f -
z e i c h n u n g e n

(1) Die Mitglieder erstatten
regelmäßige Meldungen und der
Rat führt für jedes Erntejahr
kommerzielle und Sonderge-
schäfte getrennt ausweisende
Aufzeichnungen über alle Getrei-
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delieferungen durch Mitglieder
und alle Getreideeinfuhren durch
Nichtmitglieder. Der Rat führt
auch möglichst umfangreiche
Aufzeichnungen über alle Liefe-
rungen zwischen Nichtmitglie-
dern.

(2) Die Mitglieder stellen dem
Rat soweit als möglich alle nöti-
gen Informationen über ihre
Situation bei Angebot und Nach-
frage auf dem Getreidesektor zur
Verfügung und melden umge-
hend alle Veränderungen in ihrer
staatlichen Getreidepolitik.

(3) Für die Zwecke dieses Arti-
kels

a) erteilen die Mitglieder dem
Exekutiv-Direktor alle Aus-
künfte über die in kommer-
ziellen Verkäufen und Käu-
fen sowie in Sondergeschäf-
ten verwendeten Getreide-
mengen, die der Rat im
Rahmen seiner Zuständig-
keit benötigt, einschließlich:

i) solcher Details von
Geschäften, die in
bezug auf Sonderge-
schäfte eine Einord-
nung nach Artikel 5
ermöglichen;

ii) aller verfügbaren Anga-
ben über Type, Klasse,
Gradierung und Quali-
tät des betreffenden
Getreides;

b) übermittelt jedes Mitglied
bei der Ausfuhr von
Getreide dem Exekutiv-
Direktor alle vom Rat benö-
tigten Auskünfte im Zusam-
menhang mit seinen Aus-
fuhrpreisen;

c) erhält der Rat regelmäßig
Auskünfte über die jeweils
üblichen aktuellen Trans-
portkosten für Getreide und
geben die Mitglieder dem
Rat alle zusätzlich benötig-
ten Auskünfte.
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(4) Gelangt Getreide erst nach
Wiederverkauf, Durchfuhr oder
Hafenumschlag in einem anderen
als dem Ursprungsland in das
endgültige Bestimmungsland,
stellen die Mitglieder im
größtmöglichen Umfang Infor-
mationen zur Verfügung, damit
diese Lieferung als Lieferung zwi-
schen dem Ursprungsland und
dem endgültigen Bestimmungs-
land in die Aufzeichnungen auf-
genommen werden kann. Im
Falle eines Wiederverkaufes fin-
den die Bestimmungen dieses
Absatzes Anwendung, wenn das
Getreide aus demselben Erntejahr
im Ursprungsland stammt.

(5) Der Rat stellt Verfahrensre-
geln für die in diesem Artikel
erwähnten Meldungen und Auf-
zeichnungen auf. Diese Regeln
bestimmen, wie oft und in wel-
cher Weise diese Meldungen zu
erstatten sind und welche Pflich-
ten den Mitgliedern diesbezüg-
lich obliegen. Der Rat trifft fer-
ner Vorkehrungen für die Abän-
derung der von ihm geführten
Aufzeichnungen oder Unterla-
gen, einschließlich Bestimmungen
zur Beilegung etwaiger in diesem
Zusammenhang entstehender
Streitigkeiten. Versäumt es ein
Mitglied wiederholt und unge-
rechtfertigt, die nach diesem Arti-
kel erforderlichen Meldungen zu
erstatten, führt das Exekutiv-
Komitee mit diesem Mitglied
Konsultationen, um Abhilfe zu
schaffen.

Artikel 8

S t r e i t i g k e i t e n und
B e s c h w e r d e n

(1) Jede Streitigkeit hinsichtlich
der Auslegung oder Anwendung
dieses Übereinkommens, die
nicht durch Verhandlungen bei-
gelegt werden kann, wird auf
Antrag eines am Streitfall betei-
ligten Mitgliedes dem Rat zur
Entscheidung vorgelegt.

(2) Jedes Mitglied, das seine
Interessen als Vertragspartei die-
ses Übereinkommens durch
Handlungen eines oder mehrerer
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Mitglieder in bezug auf die
Durchführung dieses Überein-
kommens als ernstlich beeinträch-
tigt sieht, kann die Angelegenheit
dem Rat vorlegen. In einem sol-
chen Fall führt der Rat umgehend
Konsultationen mit den betroffe-
nen Mitgliedern, um eine Lösung
zu finden. Kann die Angelegen-
heit durch solche Konsultationen
nicht bereinigt werden, unterzieht
sie der Rat einer weiteren Prü-
fung und kann an die betroffenen
Mitglieder Empfehlungen rich-
ten.

TEIL II - VERWALTUNGS-
BESTIMMUNGEN

Artikel 9

Z u s a m m e n s e t z u n g des
R a t e s

(1) Der vom Internationalen
Weizenübereinkommen 1949 ein-
gesetzte Internationale Weizenrat
bleibt zum Zweck der Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens mit
den darin vorgesehenen Bestim-
mungen über Mitgliedschaft,
Befugnisse und Aufgaben beste-
hen.

(2) Die Mitglieder können auf
Ratstagungen durch Delegierte,
Stellvertreter und Berater vertre-
ten sein

(3) Der Rat wählt einen Vorsit-
zenden und einen stellvertreten-
den Vorsitzenden, die ihr Amt für
die Dauer eines Erntejahres aus-
üben. Der Vorsitzende sowie der
den Vorsitz führende stellvertre-
tende Vorsitzende sind nicht
stimmberechtigt.

Artikel 10

B e f u g n i s s e u n d A u f g a -
ben des R a t e s

(1) Der Rat arbeitet eigene Ver-
fahrensregeln aus.

(2) Der Rat führt die in diesem
Übereinkommen vorgeschriebe-
nen und andere für wünschens-
wert erachtete Aufzeichnungen.
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(3) Um seine Aufgaben aus die-
sem Übereinkommen wahrneh-
men zu können, kann der Rat die
zu diesem Zweck benötigten Sta-
tistiken und Auskünfte anfordern,
und die Mitglieder verpflichten
sich, diese entsprechend den
Bestimmungen des Artikels 7
Absatz 2 vorzulegen.

(4) Der Rat kann durch außer-
ordentliche Abstimmung die Aus-
übung von Befugnissen oder Auf-
gaben an jedes seiner Komitees
oder an den Exekutiv-Direktor
delegieren; davon ausgenommen
sind:

a) Beschlüsse über Angelegen-
heiten nach Artikel 8;

b) Überprüfung der Stimmen-
aufteilung der im Anhang
angeführten Mitglieder
nach Artikel 11;

c) Bestimmung der Ausfuhr-
und Einfuhr-Mitglieder und
Aufteilung ihrer Stimmen
nach Artikel 12;

d) Entscheidung über den Sitz
des Rates nach Artikel 13
Absatz 1;

e) Ernennung des Exekutiv-
Direktors nach Artikel 17
Absatz 2;

f) Annahme des Haushaltspla-
nes und Festsetzung der
Mitgliedsbeiträge nach Arti-
kel 21;

g) Aussetzung der Stimm-
rechte eines Mitgliedes nach
Artikel 21 Absatz 6;

h) jedes Ansuchen an den
Generalsekretär der
UNCTAD zur Einberufung
von Verhandlungen nach
Artikel 22 im Rahmen einer
Konferenz;

i) Ausschluß eines Mitgliedes
aus dem Rat nach Arti-
kel 30;

j) Empfehlung einer Ände-
rung nach Artikel 32;

k) Verlängerung oder Außer-
kraftsetzung dieses Über-
einkommens nach Arti-
kel 33.

Der Rat kann eine solche Über-
tragung jederzeit durch Mehr-
heitsbeschluß widerrufen.
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(5) Jeder Beschluß, der auf
Grund der nach Absatz 4 dieses
Artikels vom Rat delegierten
Befugnisse oder Aufgaben gefaßt
wird, unterliegt auf Antrag jedes
Mitgliedes innerhalb einer von
ihm vorgeschriebenen Frist der
Überprüfung durch den Rat.
Jeder Beschluß, für den innerhalb
der vorgeschriebenen Frist kein
Antrag auf Überprüfung gestellt
•wird, ist für alle Mitglieder ver-
bindlich.

(6) Zusätzlich zu den in diesem
Übereinkommen angegebenen
Befugnissen und Aufgaben hat
der Rat diejenigen Befugnisse
und nimmt alle diejenigen Aufga-
ben wahr, die zur Durchführung
dieses Übereinkommens notwen-
dig sind.

Artikel 11

S t i m m e n v e r t e i l u n g für
das I n k r a f t t r e t e n u n d

B u d g e t v e r f a h r e n

(1) Zum Zweck des Inkrafttre-
tens dieses Übereinkommens
nach Artikel 28 Absatz 1 gilt für
jede Regierung die im Anhang
enthaltene Stimmenverteilung.

(2) Zum Zweck der Festsetzung
finanzieller Beiträge nach Arti-
kel 21 beruht die Stimmenanzahl
der Mitglieder auf der im Anhang
enthaltenen Verteilung, jedoch
unter folgendem Vorbehalt:

a) Bei Inkrafttreten des Über-
einkommens nimmt der Rat
eine Wiederverteilung der
Stimmen des Anhanges
unter den Regierungen, die
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunden zum Über-
einkommen oder eine
Erklärung über dessen vor-
läufige Anwendung hinter-
legt haben, im Verhältnis
der jedem laut Anhang
zustehenden Stimmenan-
zahl vor.

b) Wird eine Regierung nach
dem Inkrafttreten des Über-
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einkommens Vertragspartei,
oder hört sie auf, Vertrags-
partei zu sein, nimmt der
Rat eine Wiederverteilung
der Stimmen der anderen
Mitglieder im Verhältnis
der jedem im Anhang ange-
führten Mitglied zustehen-
den Stimmenanzahl vor.

c) Drei Jahre nach dem
Inkrafttreten dieses Über-
einkommens und bei Ver-
längerung des Übereinkom-
mens nach Artikel 33
Absatz 2 überprüft der Rat
die Stimmen der im Anhang
angeführten Mitglieder und
kann Anpassungen vorneh-
men.

(3) Für alle anderen Zwecke im
Zusammenhang mit der Durch-
führung des Übereinkommens
richten sich die von den Mitglie-
dern auszuübenden Stimmrechte
nach den Bestimmungen des Arti-
kels 12.

Artikel 12

B e s t i m m u n g d e r Aus -
f u h r - und E i n f u h r -

M i t g l i e d e r u n d V e r t e i -
l u n g i h r e r S t i m m e n

(1) Anläßlich der ersten unter
diesem Übereinkommen abgehal-
tenen Tagung legt der Rat fest,
welche Mitglieder im Sinne dieses
Übereinkommens Ausfuhr- und
Einfuhr-Mitglieder sind. Bei die-
ser Entscheidung berücksichtigt
der Rat die Weizenhandelsstruk-
turen der Mitglieder und ihre
eigenen Ansichten.

(2) Sobald der Rat die Ausfuhr-
und Einfuhr-Mitglieder nach die-
sem Übereinkommen bestimmt
hat, teilen die Ausfuhr-Mitglieder
auf der Grundlage ihrer
Stimmenanzahl nach Artikel 11
entsprechend den im Absatz 3
dieses Artikels festgelegten
Bedingungen ihre Stimmen unter-
einander auf. Die Einfuhr-Mit-
glieder teilen ihre Stimmen in
gleicher Weise auf.
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(3) Zum Zweck der Stimmen-
zuteilung nach Absatz 2 dieses
Artikels haben Ausfuhr- und Ein-
fuhr-Mitglieder zusammen
jeweils 1000 Stimmen. Kein Mit-
glied hat als Ausfuhr- oder Ein-
fuhr-Mitglied mehr als 333 Stim-
men. Es gibt keine Teilstimmen.

(4) Die Listen der Ausfuhr- und
Einfuhr-Mitglieder werden vom
Rat im Lichte der sich ändernden
Strukturen ihres Weizenhandels
nach Ablauf eines Zeitraumes von
drei Jahren nach Inkrafttreten
dieses Übereinkommens über-
prüft. Sie werden ebenfalls über-
prüft, sobald das Übereinkom-
men nach Artikel 33 Absatz 2 ver-
längert wird.

(5) Auf Antrag eines Mitgliedes
kann der Rat zu Beginn jedes
Erntejahres durch außerordentli-
che Abstimmung dem Wechsel
dieses Mitgliedes von der Liste
der Ausfuhr-Mitglieder auf die
Liste der Einfuhr-Mitglieder oder
gegebenenfalls von der Liste der
Einfuhr-Mitglieder auf die Liste
der Ausfuhr-Mitglieder zustim-
men.

(6) Die Stimmenaufteilung der
Ausfuhr- und Einfuhr-Mitglieder
wird durch den Rat überprüft,
sobald die Listen der Ausfuhr-
und Einfuhr-Mitglieder nach
Absatz 4 oder 5 dieses Artikels
geändert werden. Jede Wieder-
verteilung von Stimmen nach die-
sem Absatz unterliegt den im
Absatz 3 dieses Artikels festge-
setzten Bedingungen.

(7) Sobald eine Regierung Ver-
tragspartei dieses Übereinkom-
mens wird oder aufhört,
Vertragspartei zu sein, nimmt der
Rat eine Wiederverteilung der
Stimmen der anderen Ausfuhr-
oder Einfuhr-Mitglieder im Ver-
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hältnis der jedem Mitglied ent-
sprechend den im Absatz 3 dieses
Artikels festgesetzten Bedingun-
gen zustehenden Stimmenanzahl
vor.

(8) Jedes Ausfuhr-Mitglied
kann ein anderes Ausfuhr-Mit-
glied und jedes Einfuhr-Mitglied
kann ein anderes Einfuhr-Mit-
glied ermächtigen, auf einer oder
mehreren Sitzungen des Rates
seine Interessen zu vertreten und
seine Stimmrechte auszuüben.
Ein ausreichender Nachweis die-
ser Ermächtigung ist dem Rat
vorzulegen.

(9) Ist auf einer Ratssitzung ein
Mitglied nicht durch einen
beglaubigten Delegierten vertre-
ten und hat es kein anderes Mit-
glied ermächtigt, seine Stimm-
rechte nach Absatz 8 dieses Arti-
kels auszuüben, oder hat zum
Zeitpunkt einer Sitzung ein Mit-
glied auf Grund von Bestimmun-
gen dieses Übereinkommens
seine Stimmrechte verwirkt, wur-
den sie ihm entzogen oder hat es
diese wiedererlangt, so wird die
von den Ausfuhr-Mitgliedern auf
dieser Sitzung abzugebende
Gesamtstimmenanzahl der von
den Einfuhr-Mitgliedern auf die-
ser Sitzung abzugebenden
Gesamtstimmenanzahl angegli-
chen und sodann unter den Aus-
fuhr-Mitgliedern im Verhältnis
ihrer Stimmenanzahl wiederver-
teilt.

Artikel 13

S i t z , T a g u n g e n und
B e s c h l u ß f ä h i g k e i t

(1) Der Rat hat seinen Sitz in
London, sofern er nicht anders
entscheidet.

(2) Der Rat tritt mindestens ein-
mal in jedem halben Erntejahr
und zu jedem anderen vom Vor-
sitzenden bestimmten oder sonst
auf Grund dieses Übereinkom-
mens erforderlichen Zeitpunkt
zusammen.

(3) Der Vorsitzende beruft
eine Ratstagung ein, wenn dies

(a) von fünf Mitgliedern oder
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(b) von einem oder mehreren
Mitgliedern, die zusammen
mindestens 10 Prozent der
Gesamtstimmenanzahl ha-
ben, oder

(c) vom Exekutiv-Komitee
beantragt wird.

(4) Die Anwesenheit von Dele-
gierten, die vor einer Anglei-
chung des Stimmenverhältnisses
nach Artikel 12 Absatz 9 über
eine Stimmenmehrheit bei den
Ausfuhr- und Einfuhr-Mitglie-
dern verfügen, ist notwendig,
damit bei einer Sitzung die
Beschlußfähigkeit des Rates
gegeben ist.

Artikel 14

B e s c h l ü s s e

(1) Soweit in diesem Überein-
kommen nicht anders vorge-
schrieben, bedürfen Ratsbe-
schlüsse der Mehrheit der von
den Ausfuhr- und Einfuhr-Mit-
gliedern abgegebenen und
getrennt gezählten Stimmen.

(2) Unbeschadet der völligen
Handlungsfreiheit hinsichtlich
der Festlegung und Durchfüh-
rung seiner Landwirtschafts- und
Preispolitik, verpflichtet sich
jedes Mitglied, alle vom Rat ent-
sprechend den Bestimmungen
dieses Übereinkommens gefaßten
Beschlüsse als verbindlich anzuer-
kennen.

Artikel 15

D a s E x e k u t i v - K o m i t e e .

(1) Der Rat setzt ein Exekutiv-
Komitee ein, das aus höchstens
sechs jährlich von den Ausfuhr-
Mitgliedern gewählten Ausfuhr-
Mitgliedern und höchstens acht
jährlich von den Einfuhr-Mitglie-
dern gewählten Einfuhr-Mitglie-
dern besteht. Der Rat ernennt
den Vorsitzenden des Exekutiv-
Komitees und kann einen stell-
vertretenden Vorsitzenden ernen-
nen.

(2) Das Exekutiv-Komitee ist
dem Rat verantwortlich und
arbeitet nach dessen allgemeinen
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Weisungen. Es hat die Befugnisse
und Aufgaben, die ihm nach die-
sem Übereinkommen ausdrück-
lich zugewiesen sind oder ihm
nach Artikel 10 Absatz 4 vom Rat
übertragen werden können.

(3) Die Ausfuhr-Mitglieder im
Exekutiv-Komitee haben dieselbe
Gesamtstimmenanzahl wie die
Einfuhr-Mitglieder. Die Ausfuhr-
Mitglieder im Exekutiv-Komitee
beschließen untereinander ihre
Stimmenaufteilung, mit der Maß-
gabe, daß kein Ausfuhr-Mitglied
über mehr als 40 Prozent der
Gesamtstimmenanzahl dieser
Ausfuhr-Mitglieder verfügt. Die
Einfuhr-Mitglieder im Exekutiv-
Komitee beschließen untereinan-
der ihre Stimmenaufteilung, mit
der Maßgabe, daß kein Einfuhr-
Mitglied über mehr als 40 Pro-
zent der Gesamtstimmenanzahl
dieser Einfuhr-Mitglieder ver-
fügt.

(4) Der Rat setzt Verfahrensre-
geln für Abstimmungen im
Exekutiv-Komitee fest und kann
nach seinem Ermessen andere
Verfahrensregeln für dieses
beschließen. Ein Beschluß des
Exekutiv-Komitees bedarf der
gleichen Stimmenmehrheit, die in
diesem Übereinkommen für den
Rat vorgeschrieben ist, wenn er in
einer ähnlichen Angelegenheit
einen Beschluß faßt.

(5) Jedes Ratsmitglied, das nicht
Mitglied des Exekutiv-Komitees
ist, kann ohne Stimmrecht an der
Erörterung von Fragen vor dem
Exekutiv-Komitee teilnehmen,
wenn nach dessen Ansicht die
Interessen dieses Mitgliedes
berührt werden.

Artikel 16

D a s U n t e r k o m i t e e f ü r
d i e M a r k t l a g e

(1) Das Exekutiv-Komitee setzt
ein Unterkomitee für die Markt-
lage ein, das aus Vertretern von
jeweils höchstens sechs Ausfuhr-
und Einfuhr-Mitgliedern besteht.
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Der Vorsitzende des Unterkomi-
tees wird vom Exekutiv-Komitee
ernannt.

(2) Das Unterkomitee überprüft
laufend alle Umstände, welche
die Weltgetreidewirtschaft beein-
flussen, und berichtet darüber
den Mitgliedern. Das Unterkomi-
tee trägt bei seiner Überprüfung
jeder einschlägigen von einem
Ratsmitglied zur Verfügung
gestellten Information Rechnung.

(3) Das Unterkomitee ergänzt die
vom Rat gegebenen Anweisungen
zur Unterstützung des Sekreta-
riates bei der Durchführung der
im Artikel 3 vorgesehenen Arbei-
ten.

(4) Das Unterkomitee setzt
besondere Anstrengungen,
andere Ratsmitglieder in seine
Erörterung von Fragen einzube-
ziehen, die ihre Interessen unmit-
telbar berühren, wie deren staatli-
che Getreidepolitik oder insbe-
sondere im Fall von Entwick-
lungsländern deren Einfuhrbe-
darf. Jedes Ratsmitglied, das kein
Mitglied des Unterkomitees ist,
kann an dessen Sitzungen als
Beobachter teilnehmen.

(5) Das Unterkomitee berät in
Übereinstimmung mit den ein-
schlägigen Artikeln des Überein-
kommens und außerdem über alle
Angelegenheiten, die ihm der Rat
oder das Exekutiv-Komitee
zuweisen können.

Artikel 17

D a s S e k r e t a r i a t

(1) Dem Rat steht ein Sekretariat
zur Verfügung; es besteht aus
einem Exekutiv-Direktor, der
sein oberster Verwaltungsbeam-
ter ist, sowie dem für die Arbeit
des Rates und seiner Komitees
erforderlichen Personal.

(2) Der Rat ernennt den Exeku-
tiv-Direktor; dieser ist für die
Wahrnehmung der dem Sekreta-
riat bei der Durchführung dieses
Übereinkommens zufallenden
und aller anderen ihm vom Rat
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und seinen Komitees zugewiese-
nen Aufgaben verantwortlich.

(3) Das Personal wird vom
Exekutiv-Direktor in Überein-
stimmung mit den vom Rat auf-
gestellten Richtlinien ernannt.

(4) Die Beschäftigung des Exeku-
tiv-Direktors und des Personals
ist an die Bedingung geknüpft,
daß sie am Getreidehandel nicht
finanziell beteiligt sind oder eine
derartige Beteiligung aufgeben
und daß sie hinsichtlich der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben
aus diesem Übereinkommen von
einer Regierung oder einer ande-
ren Behörde außerhalb des Rates
keine Weisungen einholen oder
entgegennehmen.

Artikel 18

Z u l a s s u n g v o n Beob-
a c h t e r n

Der Rat kann jeden Staat, der
nicht Mitglied ist, und jede zwi-
schenstaatliche Organisation ein-
laden, an seinen Sitzungen als
Beobachter teilzunehmen.

Artikel 19

Z u s a m m e n a r b e i t mi t
a n d e r e n z w i s c h e n -

s t a a t l i c h e n O r g a n i s a -
t i o n e n

(1) Der Rat kann alle geeigneten
Vereinbarungen für Konsultatio-
nen oder Zusammenarbeit mit
den Vereinten Nationen und
ihren Organen, insbesondere der
Konferenz der Vereinten Natio-
nan für Handel und Entwicklung,
und mit der Ernährungs- und
Landwirtschafts-Organisation
und anderen in Betracht kom-
menden SpezialOrganisationen
der Vereinten Nationen und zwi-
schenstaatlichen Organisationen
treffen.

(2) Eingedenk der besonderen
Rolle der Konferenz der Verein-
ten Nationen für Handel und
Entwicklung im internationalen
Rohstoffhandel unterrichtet der
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Rat diese Organisation laufend in
ihm geeignet erscheinender
Weise über seine Tätigkeiten und
Arbeitsprogramme.

(3) Stellt der Rat fest, daß
Bestimmungen dieses Überein-
kommens sachlich mit den von
den Vereinten Nationen durch
ihre zuständigen Organe oder
von ihren SpezialOrganisationen
hinsichtlich zwischenstaatlicher
Rohstoffübereinkommen festge-
legten Erfordernissen unverein-
bar sind, so gilt diese Unverein-
barkeit als Umstand, der die
Durchführung des Übereinkom-
mens behindert; in diesem Fall
findet das im Artikel 32 vorge-
schriebene Verfahren Anwen-
dung.

Artikel 20

P r i v i l e g i e n und Immu-
n i t ä t e n

(1) Der Rat hat Rechtspersönlich-
keit. Er hat vor allem die Fähig-
keit, Verträge zu schließen,
bewegliches und unbewegliches
Gut zu erwerben und zu veräu-
ßern sowie rechtliche Verfahren
einzuleiten.

(2) Der Status, die Privilegien
und Immunitäten des Rates im
Hoheitsgebiet des Vereinigten
Königreiches werden weiterhin
durch das am 28. November 1968
in London zwischen der Regie-
rung des Vereinigten Königrei-
ches von Großbritannien und
Nordirland und dem Internatio-
nalen Weizenrat unterzeichnete
Amtssitzabkommen bestimmt.

(3) Das im Absatz 2 dieses Arti-
kels erwähnte Abkommen ist von
dem vorliegenden Übereinkom-
men unabhängig. Es endet
jedoch:

a) durch Vereinbarung zwi-
schen der Regierung des
Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und
Nordirland und dem Rat
oder

b) im Fall der Verlegung des
Ratssitzes aus dem Verei-
nigten Königreich oder
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c) wenn der Rat zu bestehen
aufhört.

(4) Im Fall der Verlegung des
Ratssitzes aus dem Vereinigten
Königreich schließt die Regie-
rung des Mitgliedslandes, in dem
sich der Sitz des Rates befindet,
mit diesem ein internationales
Abkommen hinsichtlich des Sta-
tus, der Privilegien und Immuni-
täten des Rates, seines Exekutiv-
Direktors, seines Personals sowie
der Vertreter von Mitgliedern,
die an den vom Rat einberufenen
Sitzungen teilnehmen.

Artikel 21

F i n a n z f r a g e n

(1) Die Auslagen für Delegatio-
nen beim Rat und für die Vertre-
ter in seinen Komitees und Unter-
komitees werden von den jeweili-
gen Regierungen getragen. Die
übrigen für die Durchführung
dieses Übereinkommens erforder-
lichen Ausgaben werden aus jähr-
lichen Beiträgen von allen Mit-
gliedern bestritten. Der Beitrag
eines Mitgliedes für jedes Ernte-
jahr richtet sich nach dem Ver-
hältnis seiner Stimmenzahl im
Anhang zu der Gesamtstimmen-
zahl der im Anhang angeführten
Mitglieder angepaßt nach Arti-
kel 11 Absatz 2 entsprechend der
Mitgliedschaft zum Übereinkom-
men zum Zeitpunkt der Annahme
des Haushaltsplanes für das
jeweilige Erntejahr.

(2) Auf seiner ersten Tagung
nach Inkrafttreten dieses Über-
einkommens genehmigt der Rat
seinen Haushaltsplan für das am
30. Juni 1987 ablaufende Ernte-
jahr und setzt den von jedem
Mitglied zu zahlenden Beitrag
fest.

(3) Der Rat genehmigt auf einer
Tagung während der zweiten
Hälfte jedes Erntejahres seinen
Haushaltsplan für das folgende
Erntejahr und setzt den von
jedem Mitglied für dieses Ernte-
jahr zu zahlenden Beitrag fest.
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(4) Den ersten Beitrag eines die-
sem Übereinkommen gemäß Arti-
kel 27 Absatz 1 beitretenden Mit-
gliedes setzt der Rat auf der
Grundlage der diesem nach Arti-
kel 11 Absatz 2 lit. b zuzuteilen-
den Stimmen und des im laufen-
den Erntejahr verbleibenden Zeit-
raumes fest, ohne jedoch die Bei-
träge der anderen Mitglieder für
das laufende Erntejahr zu
ändern.

(5) Die Beiträge sind sofort nach
der Festsetzung fällig.

(6) Hat ein Mitglied binnen sechs
Monaten ab dem Zeitpunkt der
Fälligkeit seines Beitrages gemäß
Absatz 5 dieses Artikels seinen
vollen Beitrag nicht geleistet,
wird es vom Exekutiv-Direktor
aufgefordert, die Zahlung sobald
als möglich vorzunehmen. Hat
das Mitglied nach Ablauf von
sechs Monaten nach der Auffor-
derung des Exekutiv-Direktors
seinen Beitrag noch immer nicht
gezahlt, werden seine Stimm-
rechte im Rat und im Exekutiv-
Komitee bis zur vollständigen
Bezahlung des Beitrages ausge-
setzt.

(7) Ein Mitglied, dessen Stimm-
rechte gemäß Absatz 6 dieses
Artikels ausgesetzt sind, wird sei-
ner anderen Rechte oder Ver-
pflichtungen aus diesem Überein-
kommen nicht entbunden, es sei
denn, der Rat beschließt dies
durch außerordentliche Abstim-
mung. Es bleibt zur Zahlung sei-
nes Beitrages verpflichtet und hat
all seinen anderen finanziellen
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen nachzukom-
men.

(8) Der Rat veröffentlicht in
jedem Erntejahr eine von Rech-
nungsprüfern beglaubigte Auf-
stellung über seine Einnahmen
und Ausgaben im vorangegange-
nen Erntejahr.

(9) Vor seiner Auflösung sorgt
der Rat für die Regelung seiner
Verbindlichkeiten und die Ver-
wertung seiner Aufzeichnungen
und Vermögenswerte.
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Artikel 22

W i r t s c h a f t l i c h e
B e s t i m m u n g e n

Um die Versorgung mit Wei-
zen und anderem Getreide für
Einfuhr-Mitglieder und Märkte
für Weizen und anderes Getreide
für Ausfuhr-Mitglieder zu
angemessenen und stabilen Prei-
sen zu sichern, prüft der Rat zu
gegebener Zeit die Möglichkeit
der Verhandlung einer neuen
internationalen Vereinbarung
oder eines Übereinkommens mit
wirtschaftlichen Bestimmungen.
Sobald der erfolgreiche Abschluß
solcher Verhandlungen absehbar
ist, ersucht der Rat den General-
sekretär der Konferenz der Ver-
einten Nationen für Handel und
Entwicklung um Einberufung
einer Konferenz für diese Ver-
handlungen.

TEIL III - SCHLUSSBE-
STIMMUNGEN

Artikel 23

D e p o s i t ä r

(1) Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen wird hiermit
zum Depositär dieses Überein-
kommens bestimmt.

(2) Der Depositär notifiziert allen
unterzeichnenden und beitreten-
den Regierungen jede Unter-
zeichnung, Ratifikation,
Annahme, Genehmigung oder
vorläufige Anwendung dieses
Übereinkommens und jeden Bei-
tritt zu diesem sowie jede nach
Artikel 29 und 32 eingegangene
Notifikation und Mitteilung.

Artikel 24

U n t e r z e i c h n u n g

Dieses Übereinkommen liegt
vom 1. Mai 1986 bis einschließ-
lich 30. Juni 1986 für die im
Anhang aufgeführten Regierun-
gen und jede Regierung, die Mit-
glied der Konferenz der Verein-
ten Nationen für Handel und
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Entwicklung ist, am Hauptquar-
tier der Vereinten Nationen zur
Unterzeichnung auf.

Artikel 25

R a t i f i k a t i o n ,
A n n a h m e , G e n e h m i -

g u n g

(1) Dieses Übereinkommen
bedarf der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung durch jede
unterzeichnende Regierung nach
Maßgabe ihrer verfassungsmäßi-
gen Verfahren.

(2) Ratifikations-, Beitritts- oder
Genehmigungsurkunden sind
beim Depositär bis 30. Juni 1986
zu hinterlegen. Der Rat kann
jedoch jeder unterzeichnenden
Regierung, die ihre Urkunde bis
zu diesem Zeitpunkt nicht hinter-
legen kann, eine oder mehrere
Fristverlängerungen gewähren.
Der Rat unterrichtet den Deposi-
tär von allen solchen Fristverlän-
gerungen.

Artikel 26

V o r l ä u f i g e A n w e n d u n g

Jede unterzeichnende Regie-
rung und jede andere Regierung,
die die Voraussetzungen für die
Unterzeichnung dieses Überein-
kommens erfüllt, oder deren Bei-
trittsersuchen vom Rat genehmigt
wird, kann beim Depositär eine
Erklärung über die vorläufige
Anwendung hinterlegen. Jede
Regierung, die eine solche Erklä-
rung hinterlegt, wendet dieses
Übereinkommen vorläufig an
und gilt als vorläufige Vertrags-
partei desselben.

Artikel 27

B e i t r i t t

(1) Jede im Anhang angeführte
Regierung und jede Regierung,
die Mitglied der Konferenz der
Vereinten Nationen für Handel
und Entwicklung ist, kann dem
vorliegenden Übereinkommen bis
einschließlich 30. Juni 1986 bei-
treten; der Rat kann jedoch jeder
Regierung, die bis zu diesem
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Zeitpunkt ihre Urkunde nicht
hinterlegt hat, eine oder mehrere
Fristverlängerungen gewähren.

(2) Nach dem 30. Juni 1986 kön-
nen die Regierungen aller Staaten
zu Bedingungen, die der Rat für
angemessen hält, diesem Überein-
kommen beitreten. Der Beitritt
erfolgt durch die Hinterlegung
einer Beitrittsurkunde beim
Depositär. Solche Beitrittsurkun-
den enthalten eine Erklärung,
daß die Regierung alle vom Rat
festgesetzten Bedingungen aner-
kennt.

(3) Wo sich zum Zweck der
Durchführung dieses Überein-
kommens ein Hinweis auf im
Anhang angeführte Mitglieder
findet, wird jedes Mitglied, des-
sen Regierung diesem Überein-
kommen zu den vom Rat in
Übereinstimmung mit diesem
Artikel vorgeschriebenen Bedin-
gungen beigetreten ist, als im
Anhang angeführtes Mitglied
angesehen.

Artikel 28

I n k r a f t t r e t e n

(1) Dieses Übereinkommen tritt
am 1. Juli 1986 in Kraft, wenn bis
30. Juni 1986 im Namen von
Regierungen, die mindestens
60 Prozent der im Anhang ausge-
wiesenen Stimmen haben, Ratifi-
kations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunden
oder Erklärungen über die vor-
läufige Anwendung hinterlegt
worden sind.

(2) Tritt dieses Übereinkommen
nicht gemäß Absatz 1 dieses Arti-
kels in Kraft, so können die
Regierungen, die Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden oder Erklärun-
gen über die vorläufige Anwen-
dung hinterlegt haben, im gegen-
seitigen Einvernehmen beschlie-
ßen, daß es zwischen ihnen in
Kraft tritt, oder andere Maßnah-
men treffen, die sie auf Grund
der Lage für erforderlich halten.
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Artikel 29

R ü c k t r i t t

Jedes Mitglied kann am Ende
eines jeden Erntejahres durch
eine mindestens neunzig Tage
vor Ablauf dieses Erntejahres an
den Depositär gerichtete schriftli-
che Kündigung von diesem Über-
einkommen zurücktreten; es wird
dadurch nicht von bis zum Ende
dieses Erntejahres noch zu erfül-
lenden Verpflichtungen aus die-
sem Übereinkommen befreit. Das
Mitglied unterrichtet gleichzeitig
den Rat über die von ihm getrof-
fene Maßnahme.

Artikel 30

A u s s c h l u ß

Stellt der Rat fest, daß ein Mit-
glied seinen Verpflichtungen aus
diesem Übereinkommen nicht
nachkommt und entscheidet er
weiters, daß ein solcher Verstoß
die Durchführung dieses Über-
einkommens erheblich beein-
trächtigt, kann er durch außeror-
dentliche Abstimmung ein solches
Mitglied aus dem Rat ausschlie-
ßen. Der Rat notifiziert dem
Depositär umgehend einen sol-
chen Beschluß. Neunzig Tage
nach dem Zeitpunkt des Ratsbe-
schlusses endet die Ratsmitglied-
schaft dieses Mitgliedes.

Artikel 31

K o n t e n a b r e c h n u n g

(1) Der Rat regelt in ihm ange-
messen erscheinender Weise die
Kontenabrechnung mit einem
Mitglied, das von diesem Über-
einkommen zurückgetreten oder
vom Rat ausgeschlossen worden
ist oder aus anderen Gründen
aufgehört hat, Vertragspartei die-
ses Übereinkommens zu sein. Der
Rat behält die von diesem Mit-
glied bereits gezahlten Beiträge
ein. Ein solches Mitglied ist ver-
pflichtet, dem Rat alle noch fälli-
gen Beiträge zu entrichten.

(2) Bei Außerkraftsetzung dieses
Übereinkommens hat ein im
Absatz 1 dieses Artikels erwähn-
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tes Mitglied keinen Anspruch auf
einen Anteil aus dem Erlös der
Liquidierung oder der anderen
Vermögenswerte des Rates; auch
wird es mit keinem Anteil aus
einem allfälligen Defizit des
Rates belastet.

Artikel 32

Ä n d e r u n g

(1) Der Rat kann durch außeror-
dentliche Abstimmung den Mit-
gliedern eine Änderung dieses
Übereinkommens empfehlen. Die
Änderung tritt hundert Tage
nachdem der Depositär Annah-
meerklärungen von Ausfuhr-Mit-
gliedern, die über zwei Drittel
der Stimmen der Ausfuhr-Mit-
glieder, und von Einfuhr-Mitglie-
dern, die über zwei Drittel der
Stimmen der Einfuhr-Mitglieder
verfügen, erhalten hat oder zu
einem späteren vom Rat durch
außerordentliche Abstimmung
festgesetzten Zeitpunkt in Kraft.
Der Rat kann eine Frist bestim-
men, in der jedes Mitglied dem
Depositär seine Annahme der
Änderung notifiziert; tritt die
Änderung nach Ablauf dieser
Frist nicht in Kraft, gilt sie als
zurückgenommen. Der Rat gibt
dem Depositär alle für die Fest-
stellung, ob die eingegangenen
Annahmeerklärungen ausreichen,
um die Änderung in Kraft zu set-
zen, nötigen Informationen.

(2) Jedes Mitglied, in dessen
Namen bis zu dem Zeitpunkt, zu
dem eine solche Änderung in
Kraft tritt, keine Notifikation
über die Annahme dieser Ände-
rung erfolgt ist, hört ab diesem
Zeitpunkt auf, Vertragspartei die-
ses Übereinkommens zu sein; es
sei denn, es hat den Rat über-
zeugt, daß infolge von Schwierig-
keiten beim Abschluß seiner ver-
fassungsmäßigen Verfahrensvor-
schriften die Annahme nicht zeit-
gerecht erwirkt werden konnte,
und der Rat beschließt für dieses
Mitglied eine Verlängerung der
für die Annahme festgesetzten
Frist. Für ein solches Mitglied ist
die Änderung nicht verbindlich,
bevor es deren Annahme notifi-
ziert hat.
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Artikel 33

G e l t u n g s d a u e r , V e r -
l ä n g e r u n g u n d A u ß e r -

k r a f t s e t z u n g

(1) Dieses Übereinkommen bleibt
bis zum 30. Juni 1991 in Kraft,
sofern es nicht gemäß Absatz 2
dieses Artikels verlängert oder
gemäß Absatz 3 dieses Artikels
früher außer Kraft gesetzt oder
vor diesem Zeitpunkt durch eine
gemäß Artikel 22 ausgehandelte
neue Vereinbarung oder ein
neues Übereinkommen ersetzt
wird.

(2) Der Rat kann durch außeror-
dentliche Abstimmung dieses
Übereinkommen über den
30. Juni 1991 hinaus um aufein-
anderfolgende Zeitspannen von
jeweils nicht mehr als zwei Jahren
verlängern. Jedes Mitglied, das
eine solche Verlängerung dieses
Übereinkommens nicht annimmt,
teilt dies dem Rat mit und hört
mit Beginn der Verlängerungs-
frist auf, Vertragspartei dieses
Übereinkommens zu sein.

(3) Der Rat kann jederzeit durch
außerordentliche Abstimmung
die Außerkraftsetzung dieses
Übereinkommens beschließen,
wobei er den Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens und die Bedingun-
gen dafür festlegt.

(4) Bei Außerkraftsetzung dieses
Übereinkommens bleibt der Rat
bestehen, solange es für seine
Liquidierung erforderlich ist, und
hat alle Befugnisse und übt alle
Tätigkeiten aus, die für diesen
Zweck notwendig sind.

(5) Der Rat notifiziert dem
Depositär alle gemäß Absatz 2
oder Absatz 3 dieses Artikels
getroffenen Veranlassungen.

Artikel 34

V e r h ä l t n i s d e r P r ä a m -
b e l z u m Ü b e r e i n k o m -

m e n

Dieses Übereinkommen enthält
die Präambel zum Internationa-
len Weizenübereinkommen 1986.
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ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
hierzu gehörig Bevollmächtigten
das Übereinkommen an dem
jeweils neben ihren Unterschrif-
ten vermerkten Tag unterzeich-
net.

GESCHEHEN in London am
14. März 1986; der englische,
französische, russische und spani-
sche Wortlaut dieses Überein-
kommens ist in gleicher Weise
authentisch.

Anhang

Stimmen der Mitglieder gemäß
Artikel 11
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 2. September 1987 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Über-
einkommen ist für Österreich mit diesem Tag in Kraft getreten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten das
Übereinkommen ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Australien, Barbados, Bolivien, Dänemark, Ekuador, Finnland, Heiliger Stuhl, Indien, Irak, Irland,
Japan, Kanada, Republik Korea, Kuba, Malta, Norwegen, Pakistan, Schweden, Sowjetunion, Südafrika,
Tunesien, Türkei und Ungarn.

Die vorläufige Anwendung des Übereinkommens gemäß Art. 26 haben erklärt:

Ägypten, Argentinien, Belgien, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland, El Salvador, Frankreich, Grie-
chenland, Italien, Luxemburg, Marokko, Niederlande (für das Königreich in Europa), Panama, Portugal,
Schweiz, Spanien, Vereinigte Staaten, Vereinigtes Königreich (einschließlich Gibraltar, Britische Jungfern-
inseln und St. Helena) und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft. Italien und die Vereinigten Staaten
haben erklärt, das Übereinkommen provisorisch im Rahmen der innerstaatlichen Gesetzgebung und der
budgetären Entwicklung anzuwenden.

Vranitzky

583.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Präambel wird genehmigt.

Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen 1986 samt Präambel

(Übersetzung)

INTERNATIONALES
WEIZENÜBEREINKOM-

MEN 1986

PRÄAMBEL
Die Signatare dieses Überein-

kommens

IN DER ERWÄGUNG, daß
das Internationale Weizenüber-
einkommen 1949 aus aufeinan-
derfolgenden Anlässen revidiert,
erneuert oder verlängert wurde,
was zum Abschluß des Internatio-
nalen Weizenübereinkommens
1971 führte,
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IN DER ERWÄGUNG, daß
die Bestimmungen des durch Pro-
tokoll *) verlängerten Internatio-
nalen Weizenübereinkommens
1971, bestehend aus dem Über-
einkommen betreffend Weizen-
handel 1971 **) einerseits, und
dem Übereinkommen betreffend
Nahrungsmittelhilfe 1980***)
andererseits, am 30. Juni 1986
ablaufen werden und es wün-
schenswert ist, ein Übereinkom-
men für einen neuen Zeitraum
abzuschließen,

SIND ÜBEREINGEKOM-
MEN, daß das Internationale
Weizenübereinkommen 1971 auf
den neuesten Stand gebracht und
neu bezeichnet wird als Interna-
tionales Weizenübereinkommen
1986, welches zwei getrennte
Rechtsinstrumente enthalten
wird,

a) das Übereinkommen betref-
fend Weizenhandel 1986
und

b) das Übereinkommen betref-
fend Nahrungsmittelhilfe
1986,

und daß jedes dieser beiden
Übereinkommen, oder gegebe-
nenfalls eines davon, den beteilig-
ten Regierungen zur Unterzeich-
nung und Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung, nach Maß-
gabe ihrer verfassungsmäßigen
oder institutionellen Verfahrens-
vorschriften vorzulegen ist.

NAHRUNGSMITTEL-
HILFE-ÜBEREINKOM-

MEN 1986

TEIL I - ZIELSETZUNG
UND BEGRIFFSBESTIM-

MUNGEN

Artikel I

Z i e l s e t z u n g

Ziel dieses Übereinkommens
ist es, durch gemeinsame Bemü-
hungen der internationalen Völ-

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 229/1984

**) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 341/1972

***) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 421/1980
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kergemeinschaft sicherzustellen,
daß das von der Welternährungs-
konferenz festgesetzte Soll von
jährlich mindestens 10 Millionen
Tonnen Nahrungsmittelhilfe an
Entwicklungsländer in Form von
für den menschlichen Genuß
geeigneten Getreidearten im Ein-
klang mit den Bestimmungen die-
ses Übereinkommens tatsächlich
erreicht wird.

Artikel II

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

1. Im Sinne dieses Übereinkom-
mens gilt:

a) „Komitee" bedeutet das in
Artikel IX erwähnte Komi-
tee für Nahrungsmittelhilfe;

b) „Mitglied" bedeutet eine
Vertragspartei dieses Über-
einkommens;

c) „Exekutivdirektor" bedeu-
tet den Exekutivdirektor
des Internationalen Wei-
zenrates;

d) „Sekretariat" bedeutet das
Sekretariat des Internatio-
nalen Weizenrates;

e) „Getreide" oder „Getreide-
arten" bedeutet Weizen,
Gerste, Mais, Hirse, Hafer,
Roggen, Sorghum und Reis
oder jede andere für den
menschlichen Genuß geeig-
nete Getreideart, die das
Komitee bestimmen kann,
oder daraus hergestellte
Produkte, einschließlich
weiterverarbeiteter Pro-
dukte, gemäß den Begriffs-
bestimmungen in den Ver-
fahrensregeln, vorbehaltlich
der Bestimmungen von Arti-
kel III Absatz 1;

f) „F.o.b." bedeuted Lieferung
frei Schiff;

g) „C.i.f." bedeutet Kosten,
Versicherung und Fracht;

h) „Tonne" bedeutet 1000
Kilogramm;

i) „Jahr" bedeutet, falls nicht
anders angegeben, den Zeit-
raum vom 1. Juli bis zum
30. Juni.

2. Jede Bezugnahme in diesem
Übereinkommen auf eine „Regie-
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rung" oder „Regierungen" gilt
auch als Bezugnahme auf die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (im folgenden als EWG
bezeichnet). Entsprechend gilt
jede Bezugnahme in diesem
Übereinkommen auf die „Unter-
zeichnung", die „Hinterlegung
der Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsurkunden",
eine „Beitrittsurkunde" oder eine
„Erklärung über die vorläufige
Anwendung" durch eine Regie-
rung im Falle der EWG auch als
Bezugnahme auf die Unterzeich-
nung oder die Erklärung über die
vorläufige Anwendung im
Namen der EWG durch deren
zuständige Behörde sowie die
Hinterlegung der nach den insti-
tutionellen Verfahren der EWG
zum Abschluß einer internationa-
len Übereinkunft zu hinterlegen-
den Urkunde.

TEIL II - HAUPTBESTIM-
MUNGEN

Artikel III

B e i t r a g s l e i s t u n g e n d e r
M i t g l i e d e r

1. Die Mitglieder dieses Über-
einkommens vereinbaren,
Getreide im Sinne von Artikel II
Absatz 1 lit. e, das für den
menschlichen Genuß geeignet
und von annehmbarer Art und
Qualität ist, oder seinen Bargeld-
Gegenwert in den im folgenden
Abs. 3 angegebenen jährlichen
Mindestmengen als Nahrungs-
mittelhilfe an die Entwicklungs-
länder zur Verfügung zu stellen.

2. Die Leistung der Beiträge
durch die Mitglieder erfolgt mög-
lichst auf Grund einer voraus-
schauenden Planung, damit die
Empfängerländer im Rahmen
ihrer Entwicklungskonzepte
jeweils die für jedes Jahr der Gel-
tungsdauer dieses Übereinkom-
mens zu erwartende Nahrungs-
mittelhilfe berücksichtigen kön-
nen. Überdies sollen die Mitglie-
der möglichst auch den Betrag
ihrer Beiträge angeben, den sie in
Form von Schenkungen zu leisten
beabsichtigen, sowie das
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Zuschußelement jeder Hilfe, die
nicht in Form von Schenkungen
erfolgt.

3. Der jährliche Mindestbeitrag
jedes Mitglieds im Weizen-
Gegenwert zur Verwirklichung
der Zielsetzung von Artikel I
beträgt:

4. Für die Zwecke der Durch-
führung dieses Übereinkommens
ist jedes Mitglied, das diesem
Übereinkommen nach Arti-
kel XX Absatz 2 beigetreten ist,
mit seinem nach den Bestimmun-
gen gemäß Artikel XX festge-
setzten Mindestbeitrag in Arti-
kel III Absatz 3 anzuführen.

5. Falls ein Mitglied in einem
bestimmten Jahr nicht in der Lage
ist, seinen Verpflichtungen im
Rahmen dieses Übereinkommens
nachzukommen, so erhöhen sich
die Verpflichtungen dieses Mit-
glieds im darauffolgenden Jahr
um den aus dem Vorjahr verblei-
benden Rest.

6. Beitragsleistungen in Form
von Getreide sind von den Mit-
gliedern f.o.b. als Terminlieferun-
gen bereitzustellen. Geberländer
werden jedoch ermutigt, gegebe-
nenfalls die Kosten für den
Transport ihrer Getreidebeitrags-
leistungen im Sinne dieses Über-
einkommens, die über die Bereit-
stellung f.o.b. hinausgehen, selbst
zu tragen, insbesondere in Not-
fällen oder in Fällen von Liefe-
rungen an Länder mit niedrigem
Einkommen, die ein Nahrungs-
mitteldefizit haben. Ein entspre-
chender Hinweis auf die Zahlung
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solcher Beiträge wird in allen
Berichten über die Leistung von
Mitgliedern im Rahmen dieses
Übereinkommens erfolgen.

7. Getreidekäufe nach Arti-
kel IV lit. a sind bei den Mitglie-
dern des Nahrungsmittelhilfe-
Übereinkommens 1986 und des
geltenden Weizenhandelsüberein-
kommens zu tätigen, wobei jenen
Mitgliedern der beiden Überein-
kommen, die Entwicklungsländer
sind, der Vorzug zu geben ist, um
die Ausfuhr bzw. die Verarbei-
tungstätigkeit seitens der den bei-
den Übereinkommen angehören-
den Entwicklungsländer zu för-
dern. Bei der Tätigung der Käufe
ist grundsätzlich anzustreben,
daß ihr überwiegender Teil bei
Entwicklungsländern erfolgt,
wobei Entwicklungsländern, die
Mitglieder des Nahrungsmittel-
hilfe-Übereinkommens sind, der
Vorrang einzuräumen ist. Die
vorliegenden Bestimmungen
schließen jedoch den Einkauf von
Getreide bei einem Entwicklungs-
land, das diesem Übereinkommen
oder dem Weizenhandelsüberein-
kommen nicht angehört, nicht
aus. Bei allen Käufen nach die-
sem Absatz sind die Qualität, die
c.i.f.-Preisvorteile und die Mög-
lichkeiten einer raschen Lieferung
an die Empfängerländer sowie
die spezifischen Bedürfnisse der
Empfängerländer selbst beson-
ders zu berücksichtigen. Beitrags-
leistungen in bar sind im jeweili-
gen Jahr in der Regel nicht dazu
zu verwenden, um einem Land
Getreide der gleichen Art abzu-
kaufen, die es im selben Jahr bzw.
in den Jahren davor als bilaterale
oder multilaterale Nahrungsmit-
telhilfe erhalten hat, falls die
damals gelieferte Getreidemenge
noch nicht erschöpft ist.

Artikel IV

F o r m d e r N a h r u n g s m i t -
t e l h i l f e b e i t r ä g e

Nahrungsmittelhilfe im Rah-
men dieses Übereinkommens
kann in folgender Form erfolgen:
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a) Schenkungen von Getreide
oder Geldspenden zum
Ankauf von Getreide für
das Empfängerland;

b) Verkäufe gegen Zahlungs-
mittel des Empfängerlandes,
die weder transferierbar
noch in Devisen oder
Waren und Dienstleistun-
gen zur Anwendung durch
das Geberland konvertier-
bar sind; 1)

c) Verkäufe auf Kredit, wobei
die Zahlungen in angemes-
senen jährlichen Beträgen
über einen Zeitraum von
zwanzig Jahren oder mehr
zu Zinssätzen erfolgen, die
unter den auf dem Welt-
markt geltenden handelsüb-
lichen Zinssätzen liegen; 2)

mit der Maßgabe, daß eine solche
Nahrungsmittelhilfe möglichst in
Form von Geschenken erfolgen
soll, vor allem bei den am wenig-
sten entwickelten Ländern, bei
Ländern mit niedrigem Pro-
Kopf-Einkommen und bei ande-
ren in ernsten wirtschaftlichen
Schwierigkeiten befindlichen Ent-
wicklungsländern.

Artikel V

K a n ä l e d e r B e i t r a g s l e i -
s t u n g

1. Die Mitglieder können für
die Beiträge, die sie im Rahmen
dieses Übereinkommens leisten,
ein oder mehrere Empfängerlän-
der namhaft machen.

2. Die Mitglieder können ihre
Beiträge auf bilateralem Weg
oder über zwischenstaatliche

1) Unter außergewöhnlichen
Umständen kann eine Ausnahme im
Ausmaß von höchstens 10% gewährt
werden. Auf diese Beschränkung
kann bei Transaktionen verzichtet
werden, die zur Ankurbelung der
Wirtschaftsentwicklungstätigkeit im
Empfängerland dienen, sofern die
Währung des Empfängerlandes inner-
halb der nächsten 10 Jahre weder
transferierbar noch konvertierbar ist.

2) Das Abkommen über einen Ver-
kauf auf Kredit kann Zahlungen bis
zu 15% der Gesamtsumme bei Liefe-
rung des Getreides vorsehen.
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Organisationen bzw. nichtstaatli-
che Organisationen leisten.

3. Die Mitglieder haben jedoch
in vollem Maße die Vorteile zu
berücksichtigen, die sich aus der
Vergabe eines größeren Teiles
der Nahrungsmittelhilfe über
multilaterale Kanäle, insbeson-
dere das Welternährungspro-
gramm, ergeben.

Artikel VI

G e t r e i d e - G e g e n w e r t

1. Das Komitee beschließt Ver-
fahrensvorschriften zur Ermitt-
lung des Wertes des von einem
Mitglied gelieferten Beitrages in
anderen Getreidearten als Wei-
zen oder in Getreideprodukten,
und zwar gegebenenfalls unter
Berücksichtigung des Getreidege-
halts der betreffenden Produkte
und des Handelswertes der
betreffenden Getreideart im Ver-
hältnis zum Weizen.

2. Zum Zwecke der Ermittlung
des Wertes eines Beitrages eines
Mitglieds wird das zum Einkauf
von Getreide zur Verfügung
gestellte Bargeld zu den jeweils
geltenden Marktpreisen für Wei-
zen ermittelt. Für die Zwecke die-
ses Absatzes setzt das Komitee
jährlich den geltenden internatio-
nalen Marktpreis für das fol-
gende Jahr auf Grund des durch-
schnittlichen monatlichen Wei-
zenpreises für das vorangegan-
gene Kalenderjahr fest. Das
Komitee beschließt zur Festset-
zung des durchschnittlichen
monatlichen Weizenpreises eine
Verfahrensvorschrift.

3. Bei der Festsetzung des gel-
tenden internationalen Markt-
preises nach Absatz 2 dieses Arti-
kels hat das Komitee einen allfäl-
ligen wesentlichen Anstieg oder
Rückgang des jährlichen Durch-
schnittspreises entsprechend zu
berücksichtigen. Ein wesentlicher
Anstieg bzw. Rückgang gilt dann
als erfolgt, wenn der in Absatz 2
dieses Artikels erwähnte jährliche
Durchschnittspreis im Verhältnis
zum vorangegangenen Kalender-
jahr um mehr als 20% steigt bzw.
um mehr als 20% fällt. In diesem
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Zusammenhang darf der zur
Ermittlung des Beitrages eines
Mitglieds tatsächlich verwendete
geltende internationale Markt-
preis weder mehr als 20% über
noch mehr als 20% unter jenem
des Vorjahres liegen.

Artikel VH

A u s w i r k u n g auf den
H a n d e l und d i e L a n d -
w i r t s c h a f t s p r o d u k t i o n
u n d D u r c h f ü h r u n g d e r

H i l f s a k t i o n e n

1. Alle Hilfsaktionen gemäß
diesem Übereinkommen sind so
durchzuführen, daß sie mit den in
den „Grundsätzen und Richtli-
nien der FAO über den Absatz
von Überschüssen" zum Aus-
druck gebrachten Erwägungen
im Einklang stehen. Mitglieder
verpflichten sich, alle Hilfsaktio-
nen im Rahmen dieses Überein-
kommens so durchzuführen, daß
jeder störende Eingriff in das
normale Gefüge der Produktion
und des internationalen Handels-
verkehrs vermieden wird.

2. Mitglieder sollen gegebenen-
falls im Einklang mit den vom
Komitee für Nahrungsmittelhilfe-
politik und -programme geneh-
migten „Richtlinien und Kriterien
für die Nahrungsmittelhilfe" han-
deln.

Artikel VIII

S o n d e r b e s t i m m u n g für
d e n B e d a r f in N o t f ä l -

len

Bleibt in einem Jahr in einer
bestimmten Region oder Regio-
nen der Entwicklungsländer mit
niedrigem Einkommen die Pro-
duktion von Nahrungsmittelge-
treide beträchtlich hinter den
Erwartungen zurück, so kann der
Vorsitzende des Komitees nach
Anhörung des Exekutivdirektors
eine Komiteesitzung zur Erörte-
rung der Bedrohlichkeit des Pro-
duktionsmankos einberufen. Das
Komitee kann den Mitgliedern
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empfehlen, angesichts der Sach-
lage die Menge der verfügbaren
Nahrungsmittelhilfe zu erhöhen.

Artikel IX

K o m i t e e für N a h r u n g s -
m i t t e l h i l f e

Es ist ein Komitee für Nah-
rungsmittelhilfe einzusetzen, das
sich aus allen Vertragsparteien
dieses Übereinkommens zusam-
mensetzt. Das Komitee bestellt
einen Vorsitzenden und einen
Stellvertretenden Vorsitzenden.

Artikel X

B e f u g n i s s e u n d A u f g a -
ben des K o m i t e e s

1. Das Komitee:
a) nimmt von den Mitgliedern

regelmäßige Berichte, die
die Mitglieder zu erstatten
haben, über den Betrag, die
Zusammensetzung, die Ver-
gabemodalitäten und die
Bedingungen ihrer im Rah-
men dieses Übereinkom-
mens geleisteten Beiträge
entgegen;

b) überprüft laufend den Ein-
kauf von Getreide, der
durch Beitragsleistungen in
bar finanziert wird, insbe-
sondere hinsichtlich des
Einkaufes von Getreide in
den Entwicklungsländern
gemäß Artikel III Absatz 7;

c) überprüft die Art und
Weise, wie die im Rahmen
dieses Übereinkommens
übernommenen Verpflich-
tungen erfüllt wurden und

d) tauscht regelmäßig Infor-
mationen über das Funktio-
nieren der Vorkehrungen
für die Nahrungsmittelhilfe
im Rahmen dieses Überein-
kommens aus.

2. a) Das Komitee holt von
den Sekretariaten des
Internationalen Weizen-
rates und anderer ein-
schlägiger Organisatio-
nen die erforderliche
Information ein, um so
Mitglieder in die Lage
zu versetzen, ihren Ver-
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pflichtungen auf die
wirksamste Weise nach-
zukommen. Die Infor-
mation hat im besonde-
ren folgende Aspekte zu
umfassen:

i) die für die Zwecke
von Artikel VIII
notwendigen Einzel-
heiten über Produk-
tion und Bedarf in
Entwicklungslän-
dern mit niedrigem
Einkommen;

ii) Möglichkeiten zur
Verwendung von
Getreideüberschüs-
sen in Entwicklungs-
ländern für Transak-
tionen gemäß Arti-
kel III Absatz 7, und

iii) mögliche Auswir-
kungen der Nah-
rungsmittelhilfe auf
die Getreideproduk-
tion und den Ver-
brauch in den Emp-
fängerländern.

b) Das Komitee kann auch
von Empfängerländern
Auskünfte entgegenneh-
men und mit ihnen Kon-
sultationen führen.

3. Das Komitee erstattet nach
Bedarf Bericht.

4. Das Komitee beschließt die
zur Durchführung der Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
erforderlichen Verfahrensvor-
schriften.

5. Zusätzlich zu den in diesem
Artikel festgelegten Befugnissen
und Aufgaben hat bzw. erfüllt das
Komitee alle weiteren Befugnisse
und Aufgaben, die zur Durchfüh-
rung der Bestimmungen dieses
Übereinkommens erforderlich
sind.

Artikel XI

S i t z , T a g u n g e n u n d
B e s c h l u ß f ä h i g k e i t

1. Der Sitz des Komitees ist in
London.
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2. Das Komitee tritt jährlich
mindestens zweimal in Verbin-
dung mit den statutenmäßigen
Tagungen des Internationalen
Weizenrates zusammen. Das
Komitee tritt auch zu jedem
anderen Zeitpunkt über Entschei-
dung des Vorsitzenden oder auf
Verlangen von drei Mitgliedern
oder wenn es die Bestimmungen
dieses Übereinkommens erfor-
dern zusammen.

3. Bei jeder Sitzung des Komi-
tees ist die Anwesenheit der Ver-
treter von zwei Dritteln der Mit-
glieder des Komitees zur
Beschlußfähigkeit erforderlich.

Artikel XII

B e s c h l ü s s e

Die Beschlüsse des Komitees
erfolgen einstimmig.

Artikel XIII

Z u l a s s u n g von B e o b -
a c h t e r n

Das Komitee kann gegebenen-
falls Vertreter von anderen inter-
nationalen Organisationen, deren
Mitgliedschaft auf Regierungen,
die den Vereinten Nationen oder
deren SpezialOrganisationen
angehören, beschränkt ist, dazu
einladen, an seinen Sitzungen als
Beobachter teilzunehmen.

Artikel XIV

A d m i n i s t r a t i v e B e s t i m -
m u n g e n

Das Komitee bedient sich des
Sekretariats zur Erfüllung der bei
ihm anfallenden administrativen
Aufgaben, insbesondere der Her-
stellung und Verteilung von
Dokumentationen und Berichten.

Artikel XV

N i c h t e r f ü l l u n g und
S t r e i t i g k e i t e n

Bei Streitigkeiten über die Aus-
legung oder Anwendung dieses
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Übereinkommens oder Nichter-
füllung der aus diesem Überein-
kommen erfließenden Verpflich-
tungen tritt das Komitee zusam-
men und trifft geeignete Maß-
nahmen.

TEIL III — SCHLUSSBESTIM-
MUNGEN

Artikel XVI

D e p o s i t a r

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen wird hiemit zum
Depositar dieses Übereinkom-
mens bestellt.

Artikel XVII

U n t e r z e i c h n u n g

Dieses Übereinkommen liegt
vom 1. Mai 1986 bis zum 30. Juni
1986 beim Amtssitz der Vereinten
Nationen für die in Artikel III
Absatz 3 angeführten Regierun-
gen zur Unterzeichnung auf.

Artikel XVIII

R a t i f i k a t i o n , A n n a h m e
o d e r G e n e h m i g u n g

Dieses Übereinkommen bedarf
der Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung durch jede Unter-
zeichnerregierung nach Maßgabe
ihrer verfassungsrechtlichen Ver-
fahren. Die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungs-
urkunden sind bis zum 30. Juni
1986 beim Depositar zu hinterle-
gen, doch kann das Komitee
jeder Unterzeichnerregierung,
die ihre Ratifikations-, Annahme-
oder Genehmigungsurkunde bis
zum genannten Zeitpunkt nicht
hinterlegt hat, eine oder mehrere
Fristverlängerungen gewähren.

Artikel XIX

V o r l ä u f i g e A n w e n d u n g

Jede Unterzeichnerregierung
kann beim Depositar eine Erklä-
rung über die vorläufige Anwen-
dung dieses Übereinkommens
hinterlegen. Jede solche Regie-
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rung wendet dieses Übereinkom-
men vorläufig an und gilt als vor-
läufige Vertragspartei desselben.

Artikel XX

B e i t r i t t

1. Dieses Übereinkommen liegt
für jede der in Artikel III
Absatz 3 angeführten Regierun-
gen, die es nicht unterzeichnet
hat, zum Beitritt auf. Die Bei-
trittsurkunden sind bis zum
30. Juni 1986 beim Depositar zu
hinterlegen, doch kann das
Komitee jeder Regierung, die
ihre Beitrittsurkunde bis zum
genannten Zeitpunkt nicht hinter-
legt hat, eine oder mehrere Frist-
verlängerungen gewähren.

2. Sobald dieses Übereinkom-
men gemäß Artikel XXI in Kraft
getreten ist, liegt es für jede nicht
in Artikel III Absatz 3 angeführte
Regierung unter den vom Komi-
tee für angemessen erachteten
Bedingungen zum Beitritt auf.
Beitrittsurkunden sind beim
Depositar zu hinterlegen.

3. Jede Regierung, die diesem
Übereinkommen nach Absatz 1
oder Absatz 2 dieses Artikels bei-
tritt, kann bis zur Hinterlegung
ihrer Beitrittsurkunde eine Erklä-
rung über die vorläufige Anwen-
dung dieses Übereinkommens
beim Depositar hinterlegen. Jede
solche Regierung wendet dieses
Übereinkommen vorläufig an
und gilt als vorläufige Vertrags-
partei desselben.

Artikel XXI

I n k r a f t t r e t e n

1. Dieses Übereinkommen tritt
am 1. Juli 1986 in Kraft, falls bis
zum 30. Juni 1986 die in Arti-
kel III Absatz 3 angeführten
Regierungen Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden bzw. Erklärun-
gen über die vorläufige Anwen-
dung hinterlegt haben und sofern
das Übereinkommen betreffend
den Weizenhandel 1986 in Kraft
ist.
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2. Tritt dieses Übereinkommen
nicht nach Absatz 1 dieses Arti-
kels in Kraft, so können die
Regierungen, die Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden bzw. Erklärun-
gen über die vorläufige Anwen-
dung hinterlegt haben, einstim-
mig beschließen, daß es zwischen
ihnen in Kraft treten soll, sofern
das Übereinkommen betreffend
den Weizenhandel 1986 in Kraft
ist, oder sie können alle anderen
Schritte unternehmen, die sie auf
Grund der Sachlage für erforder-
lich halten.

Artikel XXII

G e l t u n g s d a u e r , V e r -
l ä n g e r u n g u n d K ü n d i -

g u n g

1. Dieses Übereinkommen
bleibt bis zum 30. Juni 1989 in
Kraft, sofern es nicht gemäß
Absatz 2 dieses Artikels verlän-
gert oder gemäß Absatz 4 dieses
Artikels früher gekündigt wird,
unter der Voraussetzung, daß das
Übereinkommen betreffend den
Weizenhandel 1986 oder ein die-
ses ersetzendes neues Überein-
kommen betreffend den Weizen-
handel bis zu diesem Zeitpunkt
einschließlich in Kraft bleibt.

2. Das Komitee kann das Über-
einkommen über den 30. Juni
1986 hinaus für aufeinanderfol-
gende Zeiträume von jeweils
höchstens zwei Jahren verlän-
gern, stets unter der Vorausset-
zung, daß das Übereinkommen
betreffend den Weizenhandel
1986 oder ein dieses ersetzendes
neues Übereinkommen betref-
fend den Weizenhandel für die
Zeit der Verlängerung in Kraft
bleibt.

3. Wird das Übereinkommen
gemäß Absatz 2 dieses Artikels
verlängert, kann der von Mitglie-
dern gemäß Artikel III Absatz 3
zu leistende Jahresbeitrag vor
dem Inkrafttreten der jeweiligen
Verlängerung von den Mitglie-
dern einer Überprüfung unterzo-
gen werden. Ihre jeweiligen Ver-
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pflichtungen bleiben, in der über-
prüften Form, für die Dauer jeder
Verlängerung unverändert.

4. Im Falle der Kündigung die-
ses Übereinkommens bleibt das
Komitee weiterhin so lange beste-
hen, als dies zur Durchführung
seiner Liquidierung erforderlich
ist, und besitzt dabei jene Befug-
nisse und erfüllt jene Aufgaben,
die zu diesem Zweck erforderlich
sind.

Artikel XXIII

A u s t r i t t u n d W i e d e r -
e i n t r i t t

1. Jedes Mitglied kann am Ende
jedes Jahres durch schriftliche
Austrittserklärung an den Depo-
sitar, die mindestens neunzig
Tage vor Jahresende zu erfolgen
hat, aus diesem Übereinkommen
austreten, wird dadurch aber kei-
ner seiner bis zum Ende dieses
Jahres noch nicht erfüllten Ver-
pflichtungen aus diesem Überein-
kommen enthoben. Das Mitglied
hat gleichzeitig das Komitee von
dem von ihm gesetzten Schritt zu
unterrichten.

2. Jedes Mitglied, das aus die-
sem Übereinkommen ausgetreten
ist, kann später durch schriftliche
Erklärung an das Komitee neuer-
lich beitreten. Voraussetzung für
den neuerlichen Beitritt zum
Übereinkommen ist, daß das Mit-
glied die Erfüllung seiner vollen
Jahresverpflichtungen mit Wir-
kung ab dem Jahr seines Wieder-
eintritts übernimmt.

Artikel XXIV

V e r h ä l t n i s d i e s e s
Ü b e r e i n k o m m e n s zum
I n t e r n a t i o n a l e n W e i -
z e n ü b e r e i n k o m m e n 1986

Dieses Übereinkommen ersetzt
das Verlängerte Nahrungsmittel-
hilfe-Übereinkommen 1980 und
ist einer der Bestandteile des
Internationalen Weizenüberein-
kommens 1986.
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Artikel XXV

N o t i f i k a t i o n d u r c h den
D e p o s i t a r

Der Generalsekretär der Ver-
einten Nationen als Depositar
notifiziert jede Unterzeichnung,
Ratifizierung, Annahme, Geneh-
migung und vorläufige Anwen-
dung dieses Übereinkommens
sowie jeden Beitritt zu diesem
Übereinkommen an alle Regie-
rungen, die es unterzeichnet
haben und ihm beigetreten sind.

Artikel XXVI

A u t h e n t i s c h e r W o r t -
l a u t

Der englische, französische,
russische und spanische Wortlaut
dieses Übereinkommens ist in
gleicher Weise authentisch.

ZU URKUND DESSEN
haben die von ihren Regierungen
oder zuständigen Organen gehö-
rig Bevollmächtigten dieses Über-
einkommen an dem jeweils neben
ihrer Unterschrift vermerkten
Tag unterzeichnet.

GESCHEHEN zu London,
am 30. Mai 1986.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 26. August 1987 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Über-
einkommen ist für Österreich mit diesem Tag in Kraft getreten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten das
Übereinkommen ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Dänemark, Finnland, Irland, Japan, Kanada, Norwegen, Schweden und Schweiz.

Die vorläufige Anwendung des Übereinkommens gemäß Art. XIX haben erklärt:

Argentinien, Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg,
Niederlande (für das Königreich in Europa), Portugal, Spanien, Vereinigte Staaten, Vereinigtes König-
reich (einschließlich Gibraltar, Britische Jungferninseln und St. Helena) und die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft. Italien und die Vereinigten Staaten haben erklärt, das Übereinkommen provisorisch im Rah-
men der innerstaatlichen Gesetzgebung und der budgetären Entwicklung anzuwenden.

Vranitzky
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